
Überall  ist  Afrin,  Überall  ist
Widerstand

Ausdrucksstarke  Demo  für  Afrin  trotz
massiver  Schikane  durch  Polizei
Vorhin haben sich in Fulda um die 500 Menschen an der Demonstration in
Solidarität  mit  den  Kämpfer_Innen  in  Afrin  beteiligt  –  für  die  kleine,
konservative Barockstadt ein großer Erfolg. Die Demo war von der ersten bis
zu  letzten  Sekunde,  von  der  ersten  bis  zur  letzten  Reihe  laut  und
kämpferisch. Das ist vor allem den vielen Jugendlichen zu verdanken, die
einen  auffällig  großen  Teil  der  Teilnehmer_Innen  ausmachten.  In
Sprechchören forderte die Menge ein Ende des PKK Verbots, ein Ende der
Waffenlieferungen an die Türkei und ein Abzug aller Besatzer_Innen von den
Gebieten Kurdistans.  Mit  einer Vielzahl  von Plakaten,  Transparenten und
Fahnen solidarisierte sich die Demo mit dem bewaffneten Widerstandskampf
der  Kurd_Innen  und  mit  den  fortschrittlichen  politischen  Ansätzen  des
demokratischen Projekts in Rojava.

War  die  Demo doch  auch  ein  Ausdruck  gegen die  Kriminalisierung und
Unterdrückung  der  Kurd_Innen,  wurde  sie  selber  von  der  Polizei  mit
lächerlichen  Auflagen  und  Personalien-Kontrollen  schikaniert.
Fahnenstangen  über  1,5m  durften  nicht  mitgeführt,  sondern  mussten
durchgebrochen oder dagelassen werden. Menschen die Transparente oder
besonders große Fahnen trugen, mussten wahllos ihre Personalien abgeben.
Eine endlos lange Liste von verbotenen Fahnen wurde vorgelesen. Auch der
Leiter der Veranstaltung von Fulda-stellt-sich-quer verhielt sich nicht gerade
rühmlich.  Statt  die  Polizei  für  ihr  Agieren  zu  kritisieren,  setzte  er  die
Teilnehmer_Innen  selber  unter  Druck:  Jeder,  der  den  Anweisungen  der
Polizei nicht widerstandlos folge leiste, würde von der Demo verwiesen. In
einem Akt des Protests gegen diese Kriminalisierung und Schikane zeigte ein
Genosse von uns am Ende der Abschlusskundgebung die Fahne der YPJ, die
mit der YPG in Afrin für das Überleben der Kurd_Innen heldenhaft kämpft.

https://onesolutionrevolution.de/ueberall-ist-afrin-ueberall-ist-widerstand/
https://onesolutionrevolution.de/ueberall-ist-afrin-ueberall-ist-widerstand/


Sofort wurde ihm die Fahne entrissen, er wurde abgeführt, fotografiert und
hat nun eine Anzeige am Hals. Menschen in der Nähe der Situation wurden
abgedrängt. Die Polizei trat in einer autoritären und aggressiven Art und
Weise auf, die wir so in Fulda noch nicht erlebt haben. Das hielt den Leiter
der Veranstaltung von Fulda-stellt-sich-quer nicht davon ab, der Polizei am
Schluss dafür zu danken, dass sie es uns ermöglicht habe unser Recht auf
Protest wahrzunehmen.

Trotz alledem hat uns die geballte Kraft der Demo heute neue Motivation
gegeben weiter zu machen und uns nicht einschüchtern zu lassen. Der Kampf
wird in die nächste Runde gehen. Überall ist Afrin – überall ist Widerstand!

Proteste  im  Iran  –  Wo  geht’s
hin?
von Peter Böttcher

Seit dem 28. Dezember 2017 erschüttern Massenproteste im Iran das dort
herrschende Regime. Ursprünglich gingen die Proteste von der zweitgrößten
Stadt des Landes, der eher konservativ geprägten Stadt Maschhad, aus und
wuchsen innerhalb kürzester Zeit zu einer landesweiten Bewegung heran.
Die Demonstrationen entstehen spontan und selbstorganisiert, überwiegend
aus  den  Arbeiter_Innen-  und  Armenvierteln,  den  sogenannten
„Haschyeneshin“  heraus.  Im  Mittelpunkt  der  Forderungen  der
Protestierenden  stehen  die  Auszahlung  der  teils  seit  Monaten
zurückgehaltenen  Löhne,  eine  grundlegende  Verbesserung  der
Lebensbedingungen,  die  Bekämpfung  von  Korruption  innerhalb  der
iranischen Eliten sowie der Sturz des herrschenden islamischen Regimes und
der Mullahs.
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Eine Rebellion aus dem Nichts?
Große Teile der iranischen Bevölkerung verloren im Zuge der seit Jahren
anhaltenden  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  ihre  Ersparnisse  und
verarmten. Die neoliberale Politik des iranischen Regimes, dessen Korruption
und die  internationale  Isolation trieben die  Inflation und somit  auch die
Preise für Waren des alltäglichen Bedarfs in die Höhe. Die Arbeitslosigkeit ist
infolge der Wirtschaftskrise dramatisch angestiegen, vor allem unter den
Jugendlichen ist diese besonders hoch und liegt bei 28,3 Prozent. Nicht nur
die verarmten Teile der Jugend, sondern auch gut ausgebildete Studierende
mit Diplom sind hiervon betroffen. Neben der sozialen Frage wird auch die
Frauenunterdrückung thematisch aufgegriffen, so beteiligen sich auch viele
Frauen an den Demonstrationen, um gegen die patriarchale und religiöse
Unterdrückung und für Gleichberechtigung zu protestieren.

Die  derzeitige  soziale  Bewegung  im  Iran  wirft  einige  bedeutende
Unterschiede  zu  den  Massenprotesten  von  2009  auf:  Damals  fanden
vordergründig  Proteste  gegen den Wahlablauf  statt.  Es  waren vor  allem
Kleinbürgerliche aus den Metropolen,  die die zentrale Kraft  der Proteste
waren. Teilen der verschiedenen Fraktionen der herrschenden Klasse gelang
es,  die  Aufstände für  ihre  Zwecke zu  instrumentalisieren und somit  das
soziale Programm der Bewegung in den Hintergrund zu drängen.

Zurzeit  sieht  es  genau  andersherum aus:  Große  Teile  der  herrschenden
Klasse distanzierten sich von den Protesten. Sowohl die Revolutionsgarde als
auch  einheimische  und  exilierte  Reformist_Innen  sehen  die  derzeitig
stattfindende  Rebellion  als  Gefährdung  des  instabilen  Kompromisses
zwischen  den  Hardlinern  und  den  moderaten  Reformer_Innen.

Außerdem hat die aktuelle Bewegung einen deutlicheren sozialen Charakter,
als die sich hauptsächlich auf Unstimmigkeiten im politischen Wahlzirkus
beschränkte  „Grüne  Bewegung“  von  2009.  Die  soziale  Frage  wird
unmittelbar mit der Frage des Sturzes der Herrschaft der Mullahs verknüpft.
Dies zeigt sich unter anderem an den Parolen wie „Brot, Arbeit, Freiheit“
(„Nan, Kar, Azadi“), „Tod dem Diktator“ und „Freiheit für die politischen
Gefangenen„. 2009 haben die im Iran unterdrückten Völker kaum eine Rolle



gespielt,  in  den  aktuellen  Aufständen  sind  Balutschen,  Kurd_Innen,
Araber_Innen, Aserbaidschaner_Innen und Luren jedoch deutlich präsenter.

„Fundamtentalist, Reformist, es ist alles vorbei!“ – dieser Slogan, der von den
Studierenden  in  Teheran  aufgeworfen  wurde,  steht  sinnbildlich  für  den
zentralen Unterschied zur damaligen Bewegung: Die Massen wenden sich
von ihrer bisherigen politischen Führung – ob islamistisch oder moderat – ab
und fordern das ganze Regime heraus.

Reaktion des Iranischen Regimes:
Die Herrschenden im Iran entschlossen sich dazu, der Bewegung offensiv
entgegenzutreten und überzogen diese mit massiver Repression. So wurden
allein  in  der  ersten  Woche  über  1000  Menschen  verhaftet  und  20
Protestierende nach offiziellen Angaben getötet. Es werden vor allem jene
Aktivist_Innen  eingeschüchtert  und  eingeknastet,  die  diese  Bewegung
maßgeblich von unten mit aufbauen. Insbesondere die linken Studierenden
und Dozent_Innen an den Universitäten werden vom islamischen Regime als
politische Gefangene genommen. 90 Prozent der Verhafteten sind unter 25
Jahre alt.

Khamenei,  der  oberste  Religionsführer  des  Irans,  erklärte  die
Protestierenden  wie  2009  auch  schon  zu  „Feinden  des  Landes“.  Rohani
hingegen,  der  als  moderater  Reformer  geltende,  derzeitige  Präsident,
heuchelte anfangs Verständnis für die Bewegung und sah darin wohl eine
Chance,  in  der  Auseinandersetzung  mit  den  Hardlinern  des  Regimes
Rückenwind  zu  bekommen.  Gleichzeitig  mobilisierte  die  Regierung  ihre
eigenen Anhänger_Innen auf die Straße und erklärte, die soziale Bewegung
sei eine vom US-Imperialismus gesteuerte Aktion, um einen Regime-Change
herbeizuführen.

Dennoch,  trotz  des  Vorhabens  der  herrschenden  Klasse,  die  Situation
auszusitzen und trotz der massiven Polizeigewalt, gingen die Proteste weiter
und die Jugend, obwohl diese von der Repression am härtesten betroffen ist,
stand  dabei  in  den  Kämpfen  an  der  vordersten  Front.  Es  fanden  auch
zögerliche Versuche der Arbeiter_Innen statt, sich zu organisieren und dem



Regime durch Arbeitsniederlegungen entgegenzutreten. Dies gestaltet sich
jedoch  unter  den  Bedingungen  der  Illegalität  und  durch  die  Repression
vonseiten des Staates als äußerst schwierig. Dennoch gab es erste positive
Ansätze,  so  wurde  zum Beispiel  vor  kurzem in  Haft  Tappeh  die  größte
Zuckerfabrik des Landes bestreikt und durch Arbeiter_Innen die sofortige
Freilassung aller  politischen Gefangenen und ein Ende der Verhaftungen
gefordert.

Wie geht‘s weiter?
Die derzeitig stattfindenden Aufstände lassen sich als Rebellion gegen die
Herrschaft der Mullahs bezeichnen, sie stellen jedoch noch keine Revolution
dar. Die Bewegung zeichnet sich durch einen schwachen Organisierungsgrad
aus  und hat  bisher  keine  Führung hervorgebracht.  Die  Demonstrationen
finden größtenteils sehr spontan und ohne eine größere Mobilisierung statt.
Die  Arbeiter_Innenbewegung  im  Iran  ist  aufgrund  der  jahrzehntelangen
massiven Repressionschlichtweg noch zu schwach und unorganisiert, um mit
Streiks,  Besetzungen  und  dem  Aufbau  von  Räten  das  Regime  ernsthaft
herauszufordern und die  Rebellion  auf  eine  höhere Stufe  zu  heben.  Der
Aufstand wurde von der iranischen Linken sowie von den liberalen Kräften
nicht erwartet und überfordert diese.

Sollten die Proteste weiterhin andauern und nicht zum Erliegen kommen,
dann  kann  es  passieren,  dass  die  paramilitärischen  reaktionären
„Revolutionsgardisten“ zum Einsatz kommen und die Sicherheitsbehörden
und das Militär massiv aufgerüstet werden, um die Proteste zu ersticken.
Rohani  könnte  auch  durch  einen  Putsch  vonseiten  des  Militärs  ersetzt
werden.  Dies würde jedoch das angeschlagene Image des theokratischen
Regimes  noch  weiter  ankratzen  und  die  ohnehin  fragile  Herrschaft  der
Mullahs langfristig gefährden.

Denn das Ergebnis einer Intervention der Revolutionsgarde wären tausende
Tote, eine enorme Erhöhung der Verhaftungen, Folter und Vertreibungen,
was die Einsicht in die Notwendigkeit des Sturzes dieses Regimes unter den
Ausgebeuteten und Unterdrückten nur weiter bestärken würde.



Eine weitere Möglichkeit wäre eine Erschöpfung der Massen durch blinden
Aktivismus,  die  anhaltende  Verhaftung von  Aktivist_Innen und durch  die
Gewalt  vonseiten  der  Bullen.  Der  Bewegung  fehlt  ein  gemeinsames
Aktionsprogramm, in denen ihre Forderungen, Taktiken und eine langfristige
Strategie zum Sturz des iranischen Regimes demokratisch festgelegt werden.
Die Selbstorganisierung beschränkt sich bisher hauptsächlich auf Initiativen
von Studierenden, deren aktivsten Köpfe nicht ohne Grund mit als erstes
eingeknastet wurden. Die Streiks müssten gezielt ausgeweitet werden, vor
allem auf die Ölindustrie, und dürfen nicht lokale Ausnahmen bleiben. Nur
durch die massenhafte Aktion der Unterdrückten, durch einen unbegrenzten
Generalstreik, kann der Sturz des iranischen Regimes erfolgreich sein.

Die  auf  den repressiven und klerikalen Apparaten beruhende Macht  der
Mullahs ist nicht fähig, den sozialen und demokratischen Forderungen der
verarmten Massen nachzukommen, und somit wäre es nur eine Frage der
Zeit, bis die Proteste von Neuem aufflammen, falls sie zum erliegen kommen
sollten. Außerdem könnten die derzeitig stattfindenden Aufstände, wie 2009
auch schon, ein Funke sein, der erneut zu Massenbewegungen im ganzen
Nahen Osten gegen die dortigen reaktionären Regimes führt.

Gefahr der imperialistischen Intervention
Der  Iran  ringt  mit  anderen  reaktionären  Staaten  wie  Israel,  Türkei  und
Saudi-Arabien  um  die  regionale  Vormachtstellung  im  Nahen  Osten.  Die
gesamte Region steht im Zentrum des Kampfes um die Neuaufteilung der
Welt  zwischen  den  USA,  Russland  und  anderen  imperialistischen
Großmächten. Trump, Netanyahu und die Saudische Monarchie sehen in der
derzeitigen sozialen  Bewegung im Iran sicherlich  eine  Chance für  einen
Regime-Change  und  werden  ihrerseits  versuchen,  auf  diese  Einfluss  zu
nehmen. Weiterhin ist die Bewegung selbst sehr vielseitig. Es protestieren
nicht  nur  Linke,  sondern  auch  Monarchisten,  Liberale,  die
Volksmodschahedin  und  sogar  religiöse  Fundamentalist_Innen.

Selbstverständlich  kann  es  passieren,  dass  die  Bewegung  von  den
imperialistischen Großmächten oder durch verfeindete Regionalmächte für
ihre eigenen Zwecke instrumentalisiert  wird oder Reaktionäre Kräfte  die



Führung übernehmen. Dies ist allerdings kein Grund für uns, den gegen das
islamische  Regime,  für  Grundrechte  und  eine  Verbesserung  der
Lebensbedingungen  protestierenden  Menschen  die  Solidarität  zu
verweigern.  Wir  werden  nicht  passiv  abwarten,  bis  die  Bewegung
eingeknickt  ist  oder  e ine  hoffent l ich  progressive  Führung
hervorbringt.Stattdessen müssen wir Druck aufbauen und auf die Repression
aufmerksam machen, die sozialen Forderungen und den Kampf gegen das
Regime unterstützen,  um sicherzustellen,  dass  diese  Bewegung zu  einer
revolutionären Kraft gegen die islamistische Diktatur und den Kapitalismus
wird.

Was tun?
In  der  Situation,  in  der  sich  der  Iran  gerade  zwischen  regionalen
Stellvertreter_innenkriegen, internationaler Isolation und den Versuchen der
imperialistischen  Einflussnahme  befindet,  können  die  Forderungen  der
aktuellen Massenproteste nur noch erfolgreich umgesetzt werden, wenn sie
eine  sozialistische  Perspektive  annehmen:  Wenn  die  Kontrolle  über  die
Wirtschaft nicht länger in den Händen der korrupten Herrschenden und den
wenigen  Besitzenden  liegt,  sondern  gesamtgesellschaftlich  für  die
Bedürfnisse  der  Menschen  geplant  wird.  Ohne  die  Enteignung  der
Herrschenden  können  keine  höheren  Löhne  und  politische  Freiheiten
erkämpft werden. Gegen die Gefahr der imperialistischen Intervention und
der  Herrschaft  der  Mullahs  werfen  wir  die  Losung  der  internationalen
proletarischen Revolution auf: DieArbeiter_Innenklasse muss sich selbst in
Räten organisieren, das islamische Regime stürzen und Forderungen nach
der Kontrolle und Verwaltung der Betriebe und Fabriken aufwerfen. Hierzu
gibt es im Iran bspw. auch die historische Erfahrung der Organisierung in
sogenannten Schoas, also Räten, die in der Revolution gegen den Schah 1978
entstanden  und  die  Selbstverwaltung  der  Betriebe  eigenhändig
durchsetzten.Jeder  Versuch,  ein  solches  Vorhaben  umzusetzen,  wäre
zweifellos  zum  scheitern  verurteilt,  solange  1.  keine  revolutionär-
marxistische Partei mit einer festen Verankerung in der Arbeiter_Innenklasse
existiert  und  2.  eine  etwaige  sozialistische  Revolution  auf  den  Iran
beschränkt bliebe und damit isoliert werden würde. Letztlich kann nur der



Aufbau einer solchen internationalen revolutionären Organisation im Iran
und überall auf der Welt zum Erfolg der Revolution führen. Darum sollten
alle linken, sozialistischen und revolutionären Gruppen im Iran sich in diesem
Prozess  am Aufbau  einer  revolutionär-sozialistischen  Arbeiter_Innenpartei
beteiligen.

Internationale Solidarität
Für uns als revolutionäre Marxist_Innen ist also klar, dass wir weltweit an
der Seite der Ausgebeuteten und Unterdrückten stehen müssen und uns mit
ihren Kämpfen auseinanderzusetzen haben. Für uns, die hier im Herzen des
europäischen  Imperialismus  leben,  bedeutet  praktische  internationale
Solidarität  vor  allem,  die  regen  Geschäfte  von  Teilen  der  Herrschenden
hierzulande  mit  der  iranischen  Regierung  aufzuzeigen  und  sich  der
Unterstützung  dieser  sowie  der  imperialistischen  Einflussnahme
Deutschlands und der EU entgegenzustellen. Gleichzeitig müssen wir auch
Komplotte des deutschen Kapitals mit den USA, Saudi-Arabien und Israel
bekämpfen,  die  im  Iran  lediglich  ihre  eigenen  imperialistischen  und
regionalen Interessen verfolgen,  sich aber sonst  nicht  um die  iranischen
Jugendlichen  und  Werktätigen  scheren.  In  Berlin  haben  wir  hierzu  die
Kundgebung  der  iranischen  Community  in  Solidarität  mit  den  Protesten
gegen die reaktionäre iranische Regierung unterstützt; In Dresden waren wir
maßgeblich an der Organisierung einer ersten Soli-Kundgebung beteiligt,
wodurch erstmals eine Vernetzung stattfinden konnte – auf einer von uns
durchgeführten Soliveranstaltung haben wir gemeinsam mit Menschen aus
der iranischen Community und linken Einzelpersonen die Gründung eines
Solidaritäts-Komitees beschlossen, um weitere Gruppen und Menschen in die
Soliarbeit  mit  einzubinden.  Unser  nächster  Schritt  ist  die  Organisierung
einer  Demonstration  am  30.01.18:  an  diesem  Tag  wird  ein  weltweiter
Aktionstag in Solidarität mit der iranischen Rebellion stattfinden.

 



Darum fordern wir:
Die  Einstellung  jeglicher  Rüstungsexporte  an  alle  reaktionären
Regimes
Die sofortige Freilassung aller politischen Gefangenen im Iran
Die Abschaffung der  Todesstrafe  und Beendigung von Folter  und
Mord an Aktivist_Innen
Die sofortige Auszahlung aller zurückgehaltenen Gehälter
Ein  umfassendes  Investitions-  und  Sozialprogramm,  um  die
Arbeitslosigkeit und die Armut zu bekämpfen – finanziert durch die
massenhafte Enteignung der Besitzenden im Iran
Die  Vergesellschaftung  des  Großgrundbesitzes,  der  Fabriken  und
Betriebe unter demokratischer Kontrolle und Verwaltung durch die
Werktätigen
Und den Sturz des iranischen Regimes mit dem Ziel der Errichtung
einer  Regierung der  Arbeiter_Innen,  Bauern und Bäuerinnen,  der
städtischen Armut und der Jugend
Nieder mit dem iranischen Regime! Für eine Sozialistische, säkulare
Räteföderation Nahost! Hoch die internationale Solidarität!

Stoppt den aggressiven Vorstoß
der USA im Nahost-Konflikt!
Im Alleingang hat US-Präsident Trump heute Jerusalem als die Hauptstadt
Israels anerkannt und verkündet, die US-Botschaft somit von Tel Aviv nach
Jerusalem  verlegen  zu  wollen.  Während  der  israelische  Staat  den
palästinensischen Teil Jerusalems bereits seit Jahrzehnten faktisch annektiert
hat, folgt nun quasi das diplomatische „OK“ der US-Regierung.

Damit  machen  die  USA  ein  weiteres  Mal  deutlich,  dass  der  von  ihnen
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initiierte „Friedensprozess“ mit  Jerusalem als  geteilter  Hauptstadt zweier
Staaten (die sogenannte „Zwei-Staaten-Lösung“) vollends gegen die Wand
gefahren  ist.  Während  Israels  Ministerpräsident  den  Vorstoß  der  USA
begrüßte,  rückt  das  faule  Versprechen  an  die  Palästinenser_Innen,  die
Besatzung zu beenden und einen eigenen souveränen Staat zu bekommen, in
noch weitere Ferne.  Trump demonstriert  dabei,  dass er entschieden und
konsequent an der Seite Israels steht. Wir vermuten, dass dieser Vorstoß ein
Zeichen dafür ist,  dass die Partnerschaft mit Israel in Zukunft eine noch
größere Bedeutung im Rahmen der US-Militärstrategie im „Nahen Osten“
spielen wird. Und das könnte ziemlich gefährlich werden: Erst vor Kurzem
hat der zweitwichtigste US-Partner in der Region – Saudi Arabien – dem
Libanon  mit  Krieg  gedroht  und  auch  Israel  hat  bereits  mehrere
Militärübungen  dicht  an  der  libanesischen  Grenze  durchführt.

Aggressive  außenpolitische  Interventionen  zu  starten,  wenn  einem  der
eigene  Laden  um  die  Ohren  fliegt,  ist  ein  altbekannter  Schachzug
verschiedenster  US-Regierungen.  Auch das gerade währende Manöver in
Südkorea mit mehr als 12 000 US-amerikanischen Soldat_Innen unmittelbar
vor der nordkoreanischen Grenze unterstreicht das umso mehr. Auch, dass
der  UN-Sicherheitsrat  extra  zwei  Sondersitzungen  in  den  letzten  zwei
Wochen, eben wegen dieser Politik Trumps, einberufen hat, beschreibt die
zugespitzte Situation und den Beef unter den imperialistischen Staaten. Der
verzweifelte  Versuch  der  wirtschaftlich  angeschlagenen  (ehemals
uneingeschränkten)  Ordnungsmacht  USA,  über  aggressive  Außenpolitik
Stabilität zu suggerieren und die eigene Stellung gegenüber den anderen
imperialistischen  Staaten  zu  wahren,  wird  unabsehbare  Folgen  für  die
internationale Arbeiter_Innenklasse haben.

In  den  palästinensischen  Gebieten  hat  Trumps  Ankündigung,  die  US-
Botschaft nach Jerusalem zu verschieben, bereits an verschiedensten Orten
für Proteste,  Demonstrationen und Widerstand gesorgt.  Ein Generalstreik
legte  zudem  viele  öffentliche  Institutionen  und  Geschäfte  lahm.  Israel
reagierte  darauf  bereits  mit  harter  Repression.  Derweil  werden  weitere
Truppen in die palästinensischen Gebiete verlegt, um kommende Aufstände
niederschlagen zu können.



Unsere Solidarität gebührt dem palästinensischen Widerstand gegen die US-
Aggression!

Schluss mit der israelischen Besatzung und den Unterstützungszahlungen
seiner imperialistischen Verbündeten!

Für ein Ende jeglicher imperialistischer Interventionen im „Nahen Osten“!

Internationale  Solidarität  kann  dabei  nur  aus  der  weltweiten
Arbeiter_Innenklasse kommen.  Denn die  Tatsache,  dass  zum Beispiel  die
Türkei oder Russland Trumps Vorstoß kritisiert haben, liegt nicht daran, dass
sie  Schicksal  der  Palästinenser_Innen interessiert.  Sie  verfolgen lediglich
eine  andere  Strategie  in  der  Region.  Nur  die  palästinensischen  Massen
selber werden im Schulterschluss mit der gesamten Arbeiter_Innenklasse im
„Nahen Osten“ ein sozialistisches und säkulares Palästina mit Jerusalem als
Hauptstadt  erkämpfen  können,  in  dem  jeder  Mensch,  unabhängig  von
Hautfarbe oder Religion in Frieden leben können wird.

G20 – die Welle der Repression g
eht weiter!
Gestern Morgen um 6 Uhr wurden bundesweit 24 Objekte von der SoKo
„Schwarzer Block“ durchsucht, die die Polizei Hamburg mit dem G20-Gipfel
in Verbindung bringt. Besonders anzuprangern ist dabei, dass unter anderem
auch die Räumlichkeiten der ver.di Jugend Bonn durchsucht wurden.

Die Polizei hat dabei primär nach elektronischen Datenträgern und Geräten
gesucht,  aber  auch  Kleidung,  und  diverse  andere  Gegenstände  wurden
beschlagnahmt.  Das  Ziel  der  Polizei  war  es,  Hintergrundinfos  über
Strukturen, die Kommunikationswege der autonomen Szene offen zu legen
und um internationale Vernetzungen bekannt zu machen. Vorgeschobener
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Anlass der Durchsuchungen waren Ermittlung gegen 22 Beschuldigte im
Zusammenhang mit dem Angriff der Polizei auf eine Demo am Rondenbarg
während des G20 Gipfels.

Gestern wurde im Rahmen der Durchsuchungen niemand verhaftet, jedoch
muss auch beachtet werden, dass seit 150 Tagen (also seit dem G20 Gipfel)
noch immer 11 Leute in Untersuchungshaft sitzen! Es laufen aktuell ca. 3000
Ermittlungsverfahren,  mehrere  hundert  davon  bereits  namentlich.  Im
Rahmen des G20-Gipfels kam es bereits zu 24 Freiheitsstrafen, 5 davon ohne
Bewährung.  Die  Polizei  hat  angekündigt,  kurz  vor  Weihnachten  eine
öffentliche  Fahndung  zu  starten,  um  mehr  „Straftäter_Innen“  zu
identifizieren.

Hierbei  werden einzelne Vorwände genutzt,  um den berechtigten Protest
gegen den G20-Gipfel vom Juli diesen Jahres zu verunglimpfen. In Hamburg
gab  es  hierbei  eine  besondere  Qualität  polizeilicher  Repressionen,  die
nachträglich  durch  die  Gipfel-Blockadeversuche  und  die  Freitagnacht  im
Schanzenviertel  versucht  wurden,  zu  rechtfertigen.  Hiermit  sollen  auch
zukünftige Gesetzesverschärfungen durchgewunken werden. Im Fokus steht
hierbei auch die gezielte Einschüchterung von Aktivist_Innen.

Dies ist ein massiver Angriff auf uns alle und der Versuch, Leute politisch zu
isolieren! Doch wir lassen uns nicht spalten! Sprecht miteinander und zeigt
euch  besonders  in  euren  Strukturen,  aber  auch  generell  mit  allen
Betroffenen  solidarisch!  Wir  sehen  diesen  Angriff  als  einen  Versuch  die
Bewegung, die sich rund um den G20-Gipfel gebildet hat, zu spalten und zu
kriminalisieren!  Wichtig  ist  es  allen  Betroffenen  der  Repression  unsere
Solidarität zu zeigen! Werdet jetzt Mitglied in der Roten Hilfe e.V. und räumt
eure Wohnungen und insbesondere eure elektronischen Geräte auf! Es war
ein Angriff auf wenige, aber gemeint sind wir alle! Wir fordern eine sofortige
Einstellung aller laufender Verfahren und die Freilassung aller politischer
Gefangenen!  Lasst  uns  gemeinsam  gegen  diese  Einschränkungen
demokratischer  Rechte  Widerstand  leisten!



Schule macht uns krank! – Das
Schulsystem  und  seine  große
Aufgabe

Saskia Wolf
Wer in Deutschland wohnt, muss ab dem 6. Lebensjahr zur Schule gehen.
Mindestens 10 Jahre unseres Lebens müssen wir als Kinder und Jugendliche
dort verbringen. Aber wie sieht der Alltag während dieser Zeit für uns aus
und wie wirkt das Schulsystem sich auf unsere Psyche aus? Viele erleben die
Schule als einen täglichen Kampf – aber warum? Morgens früh raus, abends
erst  spät  wieder  daheim.  Hausaufgaben  über  Hausaufgaben.  Die
Lehrer_Innen, die wir zu respektieren haben, denen wir uns zu unterwerfen
haben,  egal  wie  respektlos  mit  uns  umgegangen  wird.  Alles,  was  die
Lehrer_Innen  sagen,  soll  für  wahr  empfunden  und  ihr  Wille  ausgeführt
werden.  Eine  kritische  Meinung  sollen  wir  am  besten  gar  nicht  erst
entwickeln.

Rahmenlehrpläne sorgen dafür, dass wir uns lediglich mit dem beschäftigen,
was die  Herrschenden als  sinnvoll  für  unseren späteren Verbleib  in  der
bürgerlichen Gesellschaft für wichtig halten. Sich dem zu entziehen, ist fast
unmöglich.

Das Notensystem gleicht einem Konkurrenzkampf. Jede_r von uns wird nur
noch nach unseren Noten kategorisiert. Diese entstehen unter Druck und
keine_r kann wirklich nachvollziehen, wie die endgültige Note entsteht, denn
sie sind nicht objektiv. Gerade Sympathie und dergleichen sorgen oft für
Neid und Streit im Klassenzimmer, denn wo der_die ein_e von der Sympathie
der  Lehrkraft  profitiert,  führt  das  womöglich  bei  jemand  anderes  zum
Sitzenbleiben. Durch Leistungsdruck oder andere Vorurteile wird die Klasse
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also untereinander gespalten. Wehren können wir Schüler_Innen uns nur
wenig. Vielmehr nehmen einige Mitschüler_Innen diese Kategorisierung an,
wodurch Hierarchien entstehen und wir uns untereinander entsolidarisieren.

Anstatt sich gemeinsam zu unterstützen und schützen, zu lernen und unsere
Interessen  für  den  Schulalltag  umzusetzen,  ergibt  sich  ein  Bild  der
Diskriminierung  nach  Wissensstand,  Geschlechtern,  Alter,  Herkunft  und
Religion. Jede_R soll nur für sich selbst besser werden und wenn wir nicht
den neusten Trend mitmachen, sind wir meist ausgestoßen, somit befinden
wir uns in einem ständigen Kampf um unseren Platz im Alltag.

Der  Alltag  in  der  Arbeitswelt  im  Kapitalismus  wird  uns  so  schon  früh
beigebracht.  Die  Lehrer_Innen  werden  zu  Abteilungsleister_Innen,  die
Schulleitung zu Chef_Innen, denen wir uns wieder unterzuordnen haben und
deren Strategien wir nicht hinterfragen sollen. Das Notensystem wird vom
Konkurrenzkampf  auf  dem  Arbeitsmarkt  abgelöst  und  unsere
Mitschüler_Innen von Kolleg_Innen, gegen die wir auf dem Weg auf unserer
Karriereleiter antreten. Somit hat die Schule im eigentlichen Sinne nur eine
große Aufgabe: uns Unterdrückung, Diskriminierung und letztendlich den
Kapitalismus mit seinen Strukturen als unabdingbares System beizubringen
und akzeptieren zu lassen.

Dabei werden die Anforderungen an uns immer größer. Das gesellschaftlich
anerkannte Ziel:  Haus, Kleinfamilie und gut bezahlter Job. Wir sollen am
besten alle das Abi schaffen und wehe wir bringen schlechte Noten nach
Hause, haben keine Hausaufgaben oder fehlen zu oft in der Schule. Jedes
Thema soll am besten sofort verstanden werden, wenn nicht, haben wir uns
„nicht genug angestrengt“, „gehören nicht auf das Gymnasium“ oder sind
„abgelenkt“.  Zeit  herauszufinden,  was  WIR  eigentlich  wollen,  welche
Interessen  WIR  haben,  wie  WIR  denken  wollen,  wird  uns  nicht  gegeben.

Zahlen & Fakten
Die Arbeitsbelastung steht laut UNICEF-Umfrage bei 38,5 h die Woche. Das
gleicht einem Vollzeitjob. So leben wir auf der einen Seite mit Ansprüchen,
die wir kaum noch erfüllen können, irgendwann auch nicht mehr wollen. Auf



der  anderen  Seite  sind  wir  mit  ständiger  Angst  vor  den  entstehenden
Konflikten, wenn wir die Anforderungen nicht erfüllt haben, konfrontiert.

Wir fühlen uns meistens alleine mit diesen Problemen und haben auch kaum
Möglichkeiten, die Situation zu ändern. Durch die Finanzkrise 2008 wurden
Arbeitsplätze gestrichen und Sozialabbau betrieben. Gleichzeitig wurden die
Ansprüche  der  Arbeitgeber_Innen  größer,  die  Lebenssituation  der
arbeitenden Bevölkerung stark verschlechtert und das Abi im Rahmen der
Bologna-Reform verkürzt.  Dies  erhöht  den Druck auf  unseren Schultern,
ohne  Abi  nicht  gesellschaftsfähig  zu  sein,  keine  Ausbildung oder  keinen
Arbeitsplatz zu finden.

Der Arbeitsmarkt ist  für uns ein bedrohliches Monster.  Er schafft  weder
Sicherheiten, noch senkt er den Druck. „Sei froh das du noch in der Schule
bist“ heißt es dann von allen Seiten und wir fragen uns nur, was da kommen
soll, wenn doch jetzt schon alles viel zu belastend ist.

Das dies bei vielen von uns zu einer dauerhaften Stresssituation führt, ist
kein Wunder. Nur wenige von uns können diesen Stress positiv aufnehmen
und eine  Herausforderung darin  sehen.  Viele  entwickeln  psychische  und
psychosomatische Erkrankungen. So sitzen wir dann da, schon mit 12, 13
Jahren und können kaum schlafen, sind höchst unkonzentriert und finden
nirgendwo Halt oder Ruhe, klagen über Bauchschmerzen, sind gereizt und
bekommen öfter emotionale Ausbrüche.

Während Aufmerksamkeitsdefizitsyndrome, Hyperaktivität und Aggressivität
sehr  auffällig  die  Störung  der  Psyche  kennzeichnen  und  meist  mit
Emotionsblockern  therapiert  werden,  fallen  nach  innen  gerichtete
„Störungen“ und Ängste kaum auf. Warum das? Grund dafür ist, dass sich
hier meist noch um Anpassung bemüht wird und es sich nicht negativ auf
unsere Umwelt auswirkt. Rund 22 % der 11- bis 17-Jährigen litten 2006 an
Essstörungen, am meisten migrantische Jugendliche und Mädchen. Von 2000
bis 2015 hat sich die Depressionsrate bei den unter 15-Jährigen verzehnfacht
und bei den 15- bis 25-Jährigen ist sie um 559 % gestiegen (Quelle: Destatis).
Weltweit bringen sich 800 000 Menschen jährlich um, fast eine Person alle
40 Sekunden.



Europaweit liegt der Anteil der Selbstmorde bei 14,1 %. Griechenland hat
einen Durchschnitt von 4,3 %, wohingegen sich in Deutschland ganze 13,4%
der Bevölkerung aus verschiedensten, dennoch systembedingten Gründen,
umbringen.  Uns  Jugendliche  betreffen  diese  Zahlen  sehr  stark.  Die
zweithäufigste Ursache für den Tod eines Kindes in Deutschland, im Alter
von 15 und 20 Jahren, ist der Freitod. Verkehrsunfälle können dies knapp
übertreffen. Von 10 000 Suiziden haben sich 602 Jugendliche, im Alter von
10-25 Jahren, 2015 umgebracht, davon überwiegend Männer.

Diese Tatsachen finden kaum Gehör in der Gesellschaft und es werden auch
keine wirklich ursachenbekämpfenden Strategien entwickelt. Wollen wir als
Jugendliche  weiterhin  zulassen,  dass  wir,  unsere  Freund_Innen,
Mitschüler_Innen oder Genoss_Innen vom Kapitalismus in den Tod gedrängt
werden, nur weil die ältere Generation sich bereits eingegliedert hat und
weiter nach unten tritt?

Was tun?
Welche Wege hätten wir als Jugend, um etwas gegen diesen mörderischen
Druck zu tun und unsere Entwicklung frei zu gestalten? Medikamente und
Therapien können vielleicht  Einzelnen helfen,  aber wir  als  REVOLUTION
sagen, dass das Problem an der Wurzel angepackt werden muss.
Wie jedoch sollen wir es schaffen, solch tief verankerte Strukturen, wie das
Noten- und Bildungssystem aufzubrechen und zu ändern?

Um  solch  lange  akzeptierte  Strukturen  aufbrechen  zu  können,  benötigt
mensch eine Masse, die gemeinsam dafür kämpft. Dies bedeutet, wir müssen
uns vernetzen. Lokal bedeutet das: Eine Basisgruppe in der Schule, die das
Thema  Schule  und  psychische  Erkrankungen  sowie  weitere  Probleme
thematisiert,  kann  schon  ein  Anfang  sein.  Drei  Klassenarbeiten  in  einer
Woche? Nicht mehr mit uns! Wir stellen uns dagegen, organisieren unsere
Mitschüler_Innen  und  lassen  uns  nicht  mehr  unter  Druck  setzten!  Auch
treten  wir  von  REVOLUTION  für  den  Aufbau  einer  Schüler_Innen-  und
Studierendengewerkschaft  ein,  die  unsere  Interessen  vertritt  und  uns
bundesweit kämpfen lässt. Darüber hinaus müssen wir diese Kämpfe mit dem
Kampf gegen den Kapitalismus, die Ursache unseres Leids, verbinden und



aufzeigen, dass wir die Grundlage unserer Gesellschaft verändern müssen,
um tasächlich etwas zu verändern.

Schluss  mit  dieser  mörderischen  Leistungsgesellschaft  und  dem
Konkurrenzkampf! Weg mit Rahmenlehrplänen „von Oben“! Für die
Selbstbestimmung  über  den  Unterricht  von  Lehrenden  und
Lernenden!
Schluss mit dem Schweigen! Für breite Aufklärungskampagnen über
p s y c h i s c h e  E r k r a n k u n g e n  u n d  d e n  A u s b a u  a n
Therapiemöglichkeiten!
Baut  Basisgruppen  auf!  Vernetzt  euch  –  für  eine  bundesweite
Schüler_Innengewerkschaft in der wir gemeinsam kämpfen!

Demnächst  wollen  wir  Geschichten  zusammentragen,
die  unsere  Probleme  und  Ungerechtigkeiten
transparent  machen  und  diese  und  mögliche
Lösungswege offen diskutieren. Wenn Euch also eine
Story einfällt, die euch ungerecht vorkommt oder euch
ein Problem schon länger plagt, scheut euch nicht, uns
zu schreiben oder persönlich anzusprechen. Zusammen
können  wir  versuchen,  dies  zu  ändern  und  die
belastenden  Situationen  verhindern.  Wer  an  seiner
Schule ein Schulkomitee aufbauen möchte, kann uns
auch jederzeit um Hilfe bitten. Wir würden uns freuen
eine  Vernetzung  der  Jugend  mit  euch  aufbauen  zu
können, um dieses mörderische System zu ändern und
für uns einen friedlichen, glücklichen Lebenseinstieg zu
erschaffen,  auf  dem  wir  uns  frei  entfalten  können.
Kontakt

http://onesolutionrevolution.de/kontakt/


Ist  eine Revolution heute noch
möglich?

Flo Wasser und Merlin Arnold
REVOLUTION.  Das  ist  nicht  nur  der  Name  unserer  Jugendorganisation,
sondern  auch  unser  politisches  Programm.  Wir  sind  revolutionäre
Kommunist_Innen und treten für die Zerschlagung des Kapitalismus ein. Vor
100  Jahren  siegte  die  Oktoberrevolution  in  Russland  und  ist  ein  großer
Referenzpunkt für Linke, die heute noch von Revolution sprechen. Daneben
gab es auch eine Reihe anderer Revolutionen, viele davon schlugen fehl, zum
Beispiel die Novemberrevolution in Deutschland. Diese großen Revolutionen,
wie auch die in China fanden allesamt am Anfang, bzw. in der Mitte des 20.
Jahrhunderts  statt.  Die  Gesellschaft  hat  sich seitdem verändert,  dennoch
treten wir heute immer noch für eine revolutionäre Perspektive ein. Dabei
kommt eine Frage immer wieder auf. Ob nun in Schule, der Diskussion mit
Freund_Innen oder Eltern: Ist eine Revolution heute noch möglich?

Bei allen Veränderungen, die die Welt seit 1917 durchgemacht hat, bleibt
eines: Wir leben immer noch in einer kapitalistischen Welt. Viele von uns sind
gezwungen, nach der Schule ihre Arbeitskraft für schlecht bezahlte Jobs zu
verkaufen, in der wenig Zeit bleibt, das zu machen, was Freude bereitet. In
anderen Ländern der Welt gibt es Menschen, die noch nicht einmal von ihrer
Arbeit leben können, hungern oder gezwungen sind, aus ihrer Heimat zu
fliehen.  Begleitet  wird  das  von  Umweltzerstörung,  einer  wachsenden
rassistischen  Bewegung,  steigender  Kriegsgefahr  und  systematischer
Unterdrückung. Aber diese aktuelle, objektive Lage spiegelt sich nicht eins
zu  eins  im Bewusstsein  von einem Großteil  der  Menschheit  wieder.  Die
meisten gehen arbeiten, beschweren sich nicht großartig oder sind, wenn sie
was verändern wollen, aktiv in Parteien oder NGOs. Kurz gesagt: So ohne
weiteres  wird es  eine Revolution nicht  geben.  Aber wie können wir  das
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ändern? Der lange Weg, der vor uns liegt, besteht aus wichtigen Elementen,
denen wir uns nun widmen wollen:

Wer macht die Revolution?
Marx bezeichnete seinerzeit das Proletariat, also die Arbeiter_Innenklasse,
als revolutionäres Subjekt. Aber was meinte er damit? Um das zu klären,
müssen wir den Begriff Subjekt näher betrachten. Es beschreibt im Ursprung
ein räumlich und zeitlich begrenztes Wesen. Ein weiteres Merkmal ist, dass
ein Subjekt denken und eigene Entscheidungen für sich treffen kann, also ein
Bewusstsein für sich hat. Somit ist ein Subjekt ein Individuum, welches freie
Entscheidungen treffen kann,  die jedoch von anderen beeinflusst  werden
können. Im 19. Jahrhundert wurde der Begriff des Subjekts erweitert durch
kollektive Subjekte. Aufgrund dessen werden auch Personengruppen wie die
Jugend oder die Arbeiter_Innen als Subjekt bezeichnet.

Aber warum soll  das Proletariat  das revolutionäre Subjekt sein? Das hat
mehrere  Gründe.  Zum  einen  hat  das  Proletariat  international  ein
gemeinsames  Interesse:  Sich  von  der  Ausbeutung  zu  befreien.  Die
Herrschenden haben zwar auch gemeinsam, dass sie daran interessiert sind,
dass  das  nicht  passiert,  aber  daneben  versuchen  unterschiedliche
Kapitalist_Innen mehr Profit zu machen als andere und stechen sich dabei
aus.  Zum anderen ist  die Arbeiter_Innenklasse eine Macht,  ohne die der
Kapitalismus  nicht  existieren  kann,  da  sämtliche  Güter,  Produkte  und
Dienstleistungen durch den Verkauf der Arbeitskraft entstehen. Bevor das
Proletariat jedoch ein revolutionäres Subjekt wird, ist es zunächst nur ein
Subjekt,  das  langsam zu  dem Bewusstsein  kommt,  dass  die  bestehende
Ordnung nicht gut für es ist. Man sagt auch, dass es von „einer Klasse an
sich“ zu „einer Klasse für sich“ werden muss.

Wie entsteht Bewusstsein?
Bevor man sich die Frage stellt, wie Bewusstsein entsteht, muss man sich die
Frage  stellen,  was  Bewusstsein  ist.  Das  Wort  Bewusstsein  hat  mehrere
Bedeutungen. Wir befassen uns allerdings mit dem geistigen Bewusstsein. Es
bedeutet demnach, dass man sich über das Wissen von bestimmten Fakten



sowie der Erinnerung an bestimmte Ereignisse bewusst ist. Wenn wir also
von Bewusstsein sprechen, meinen wir das politische Bewusstsein.

Aber wie entsteht der Prozess von der Klasse an sich für eine Klasse für sich?
Bewusstsein  entwickelt  sich  in  Kämpfen.  Beispielsweise  Streiks  gegen
schlechte Tarifverträge und für eine bessere Lebensgrundlage. Diese sind
aber oftmals von einer Form bürgerlichen Bewusstseins geprägt, weil diese
ökonomischen Auseinandersetzungen auf den normalen Arbeitsverhältnissen
beruhen und sie nicht in Frage stellen. Schärfere Auseinandersetzungen wie
Generalstreiks  oder  politische  Bewegungen können aber  in  die  Richtung
einer revolutionären Entwicklung drängen, da sie Fragen nach der weiteren
Perspektive, nach Strategie, Taktik aufwerfen, die in „friedlichen“ Zeiten für
die Masse von Azubis und Arbeiter_Innen (und der Gesellschaft insgesamt)
überflüssig und unrealistisch erscheinen, ja erscheinen müssen.

Um  das  zu  fördern,  werfen  wir  als  Organisation  sogenannte
„Übergangsforderungen“ auf. Statt bloßer Minimalforderungen, die sich nur
auf  die  aktuellen  Tageskämpfe  beziehen  oder  Maximalforderungen  wie
„Sozialismus  jetzt“,  versuchen  wir  eine  Brücke  zwischen  diesen  beiden
zuschlagen. Das heißt, wir verbinden Tagesforderungen mit einer Forderung,
die in einer bürgerlichen Gesellschaft nicht erfüllbar sind, um die Menschen
in einen Widerspruch zu bringen.

Neben  der  Übergangsprogrammatik  ist  die  Selbstorganisierung  ein
elementarer  Bestandteil  bei  der  Entstehung  von  Bewusstsein.  Die
Selbstorganisierung in Komitees hin zu Räten und Milizen sind nicht nur
mögliche  Keimformen  eines  neuen  Staates,  sondern  fördert  auch  die
Eigenständigkeit  und das  politische Bewusstsein  von den Aktiven in  den
Komitees. Kurz gesagt: Revolutionäres Bewusstsein fällt also nicht einfach so
vom Himmel, sondern muss bewusst vorangetrieben werden, quasi in die
Klasse und Bewegungen „hineingetragen“ werden. Damit dies klappt, bedarf
es einer Organisation mit revolutionärem Programm. Dieses ist aber nicht in
Stein gemeißelt und darf nicht als starres Regelwerk verstanden werden,
sondern  muss  immer  hinterfragt,  in  der  Praxis  überprüft  und
weiterentwickelt  werden.



Und wann gibt’s jetzt die Revolution?
Die  Frage  sollte  sich  nicht  darum drehen,  wann  genau  eine  Revolution
stattfindet. Vielmehr sollte man sich fragen, ob die Revolution notwendig ist.
Schließlich lassen sich Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen, sowie die
objektiven und subjektiven Faktoren nicht zeitlich schätzen. Sie können sich,
gerade in der aktuellen Zeit, sehr schnell ändern. Eine 100 %-Garantie kann
es leider auch nicht geben, dass, wenn alle objektiven Faktoren, wie wenn es
beispielsweise genügend Leute gibt, die bereit dafür wären, den Kapitalismus
zu zerschlagen, alles genauso funktioniert, wie man es sich vorgestellt hat.
Aber ein Blick in die Welt, die nur so von Widersprüchen und Verelendung
gefüllt ist, zeigt uns aber, dass wir nicht so weitermachen können wie bisher:
Die  Kriegsgefahr,  die  sich  immer  weiter  zuspitzt  oder  die  Armut,  die
tagtäglich  hunderte  Menschen  verhungern  lässt,  sind  nur  zwei  kleine
Beispiele  dafür.  Dafür  sind  die  Momente,  in  denen  man  revolutionäres
Bewusstsein stark vorantreiben kann, nicht so selten, wie man glauben mag.
Sogenannte „vorrevolutionäre“ Situationen gibt es auch jetzt, beispielsweise
haben gerade in Brasilien im letzten Jahr mehr als 40 Millionen Menschen
gestreikt. Oder in Frankreich, als es letztes Jahr die Proteste gegen die neue
Arbeitsmarktreform  gab,  oder  die  bei  der  Präsidentschaftswahl  in
Frankreich. Auch der Arabische Frühling oder die Proteste in Griechenland
gegen die EU-Sparpolitik sind gute Beispiele dafür, wie eine Organisation mit
einer  guten  Programmatik  die  Kämpfe  hätte  zuspitzen  können.  Ohne
kämpferische Organisationen, die die Jugend und die Arbeiter_Innenklasse in
die  kommenden Kämpfe  führen,  ist  keine  Revolution  möglich.  Deswegen
treten wir für den Aufbau einer revolutionären Jugendinternationalen ein, die
diese Organisation sein soll. Natürlich, als kleine Gruppe kann man nicht
gleich 100 000 Leute mobilisieren und Druck aufbauen. Aber man kann diese
Chancen nutzen und versuchen, in die aktuellen Kämpfe zu intervenieren und
eine Perspektive aufzuwerfen,  die bewusst  die Situation weiter  zuspitzen
würde, um andere von der eigenen Programmatik zu überzeugen, um diese
letzten Endes in der Praxis zu überprüfen.



Aprilthesen: 10 Thesen, die die
Welt veränderten

Resa Ludivin
Die  Oktoberrevolution  hat  2017  ihr  hundertjähriges  Jubiläum.  Im  Zuge
dessen ist es nicht nur wichtig, sich mit ihrem Ablauf auseinanderzusetzen,
sondern auch mit dem Text, der sie maßgeblich ideologisch vorbereite, denn
anders als so oft präsentiert, war die Oktoberrevolution nicht von Anfang an
geplant und die Bolschewiki waren nicht alle der gleichen Meinung. Dafür
dass die  Revolution dennoch siegte,  nahmen die  Aprilthesen Lenins eine
zentrale Rolle ein, weswegen wir hier genauer auf sie eingehen wollen.

Nachdem bereits  im  Februar  des  Jahres  1917  eine  Revolution  Russland
komplett  veränderte  und  die  Zarenfamilie  von  der  ersten  Provisorischen
Regierung  abgelöst  wurde,  hatten  die  Bolschewiki  unterschiedliche
Positionen, wie sie sich zur aktuellen Lage verhalten sollten. Einige glaubten,
dass zunächst eine bürgerliche Demokratie errichtet werden müsste, andere,
dass man der aktuellen Regierung nicht trauen könne. Wiederrum andere
wollten eben diese Regierung unterstützen. In diesem Zeitraum kehrte Lenin
aus dem Exil zurück. Und mit ihm zehn Thesen, in denen er formulierte, wie
sich die Partei und „das revolutionäre Proletariat“ seiner Meinung nach jetzt
zu verhalten habe. Um seine Positionen führte er innerhalb der Bolschewiki
einen politischen Kampf.

Die Revolution ist nicht vorbei!
Wichtigster Punkt war es, klarzumachen, dass die Revolution nicht bei der
Absetzung  des  Zaren  stehen  bleiben  konnte.  Zwar  war  nun  eine  neue
Regierung an  der  Macht,  doch  diese  war  so  instabil,  dass  sie  zwischen
Februar  und  Oktober  mehrfach  wechselte.  Das  lag  daran,  dass  sie
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versuchten,  zwischen  der  besitzenden  und  der  arbeitenden  Bevölkerung
einen Kompromiss zu machen. Das gelang ihnen aber nicht. Vorallem den
Bedürfnisse der Ausgebeuteten konnten sie nicht gerecht werden. Weder das
Versorgungsproblem konnten sie lösen, noch beendeten sie den Krieg. Und
das obwohl gerade diese Forderungen den Zar stürzten. Lenin erkannte, dass
nur wenn die Arbeiter_Innenklasse die Macht ergreife und die Wirtschaft
unter  ihrer  Kontrolle  stehe,  man  die  nötigen  bürgerlichen  Reformen
umsetzen  könne.

Kämpft in den Sowjets,  keine Unterstützung
der Provisorischen Regierung!
Alle  Macht  den  Sowjets!  Doch  zunächst  mussten  sich  die  Bolschewiki
eingestehen, dass im April 1917 zwar Arbeiter_Innenräte vorhanden waren,
aber die Bolschewiki darin nur eine kleine Gruppe darstellten. Sie mussten
s ich  gegen  andere  po l i t i sche  St römungen ,  w ie  vor  a l l em
Sozialrevolutionär_Innen und Menschewiki, durchsetzen. Ebenso wie bei den
Frontsoldaten fordert Lenin hier die Aufklärung der Massen. Wichtig war es,
sämtliche Widersprüche aufzudecken und ihnen die Illusion zu nehmen, dass
die  neue  Regierung  einen  gesellschaftlichen  Wandel  in  ihrem  Sinne
vollziehen  würde,  allem  voran  den  Krieg  zu  beenden.

Um das  zu  erreichen,  durfte  man  sich  nicht  von  den  Massen  isolieren,
sondern kämpfte in den Räten für die eigene Position. Man verschloss sich
auch nicht bei falschen Entscheidungen der Sowjets (russ.: Rat, Komitee).
Beispielsweise beschloss im Juni der Petrograder Sowjet, eine bewaffnete
Demonstration zu machen. Das war zu diesem Zeitpunkt ziemlich vorschnell,
weil  das  Kräfteverhältnis  nicht  für  eine  Revolution  ausgereicht  hatte.
Dennoch unterstützten die Bolschewiki die Demonstration, kritisierten diese
aber  zeitgleich.  Die  Juliaufstände  sorgten  für  eine  kurzzeitige
Demoralisierung und verstärkte Repression gegen die Arbeiter_Innen. Viele
mussten ins Gefängnis. Doch in den Folgemonaten änderte sich die Situation
wieder.

Die Tatsache, dass es zu diesem Zeitpunkt überhaupt Rätestrukturen gab,



zeigt, dass bereits die Februarrevolution fortschrittlicher war als jede andere
bürgerliche Revolution zuvor. Dies mag auch darin liegen, dass es bereits
1905 revolutionäre Aufstände in Russland gab. Der Erfolg und der Ausgang
der  Februarrevolution  ist  jedoch  nicht  zuletzt  auf  die  Schwäche  des
Zarenreiches durch den ersten Weltkrieg zurückzuführen. Trotzdem weist
Lenin  darauf  hin,  dass  die  Errichtung  einer  parlamentarischen  Republik
r ü c k s c h r i t t l i c h e r  w ä r e ,  a l s  d i e  b e r e i t s  b e s t e h e n d e n
Arbeiter_Innendeputiertenräte beizubehalten. Denn diese sind der Keim für
mögliche Arbeiter_Innenregierungen.

Für  die  Enteignung  von  Produktionsmitteln
und Großgrundbesitzern!
Die Nahrungsmittelversorgung war zu dem Zeitpunkt aufgrund des Krieges
miserabel. So wurde die Losung „Brot, Land, Frieden“, die sich eigentlich um
minimale Bedürfnisse der Bevölkerung drehte, zur Übergangsforderung, die
die bürgerliche Herrschaft  in  Frage stellte.  Um die Versorgungsfrage zu
klären,  war  die  Übernahme der  Verteilungshoheit  sowie  Enteignung des
Grundbesitzes  das  einzige  Mittel,  um  die  Versorgung  der  Massen  zu
gewährleisten.  Die  Übernahme  der  Kontrolle  der  gesellschaftlichen
Produktion sowie der gerechten Verteilung der Güter zählt bis heute zu einer
der zentralen Forderungen von Kommunist_Innen und wurde auch in den
Aprilthesen aufgeworfen.

Zusätzlich ergänzte Lenin die Aprilthesen auch um zentrale Forderungen für
die Landbevölkerung. Nicht nur,  weil  die Basis der Regierungspartei  der
Sozialrevolutionär_Innen  dort  verankert  war,  sondern  auch  weil  die
Bäuer_Innen eine wichtige  Gruppe für  die  Revolution darstellen würden.
1917 war Russland im Vergleich zu anderen Großmächten wie Deutschland
oder  Großbritannien  weniger  entwickelt,  sowohl  vom  Stand  der
Menschenrechte wie vom Stand der Industrie. Da die industrielle Revolution
nicht in dem Maße vollzogen war, waren der Großteil der Bevölkerung noch
keine Arbeiter_Innen, sondern arbeitete auf dem Land. So machten sie knapp
80 % aus. Ohne sie auf ihrer Seite hätten die Arbeiter_Innen, die sich in den
Städten  sammelten,  niemals  die  Macht  halten  können,  nachdem sie  sie



ergriffen hätten. So wurden Bäuer_Innenräte unterstützt und die Enteignung
der  Großgrundbesitzer_Innen  gefordert,  unter  denen  die  arme
Landbevölkerung  leiden  musste.

Weg mit dem staatlichen Gewaltmonopol!
Auch musste die Spekulation und die Macht des Bankkapitals unterbunden
werden,  wofür  Lenin  die  Forderung  nach  der  Zentralisierung  des
Bankenwesens unter Kontrolle der Räte aufwirft. Das ist ein notwendiges
Vorgehen, um aus einem kapitalistischen Staat einen Arbeiter_Innenstaat zu
machen. Doch um solch einen nicht nur zu errichten, sondern auch dauerhaft
die  Macht  zu  behalten,  bedarf  es  einer  Abschaffung  des  bürgerlichen
Gewaltmonopols.  So lange die  Armeen,  Polizei  oder  andere Beamt_Innen
nicht  ersetzt  werden,  bleiben  die  Grundpfeiler  eines  jeden  bürgerlichen
Staates bestehen. Laut Lenin sollen diese Institutionen durch Beamt_Innen,
die abwählbar sind und entlohnt werden wie ein_e Arbeiter_In sowie die
Bewaffnung  der  Bevölkerung,  beispielsweise  als  Arbeiter_Innenmilizen,
ausgetauscht  werden.

Die Bewaffnung der Arbeiter_Innen fand auch schon zwischen Februar und
Oktober  statt.  Sinnvoll,  wie  sich  herausstellte.  Denn  als  die  Bourgeoise
immer  mehr  Angst  vor  dem  Erstarken  der  Bolschewiki  bekam  und  die
Provisorische Regierung nichts dagegen unternehmen konnte,  kam es im
August  zu  einer  Konterrevolution  ihrerseits.  Mit  dem  Generel  Kornilow
versuchten sie Petrograd anzugreifen. Die Arbeiter_Innenmilizen verteidigten
die Stadt jedoch erfolgreich und der Einfluss der Provisorischen Regierung,
gegen die sich die Konterrevolution auch wandte, erlosch.

Bruch mit dem Patriotismus, Schluss mit dem
imperialistischen Krieg!
Für  eine  neue  Internationale!  Eine  weitere  wichtige  Forderung  der
Bolschewiki war die Beendigung des Krieges. Da der erste Weltkrieg von
Großmächten geführt wurde, denen es hauptsächlich um ihre individuellen
imperialistischen  Interessen  ging,  charakterisiert  Lenin  ihn  auch  als



imperialistischen Krieg.  Spätestens beim Lesen des  Friedensvertrags von
Versailles oder der Tatsache, dass nach der Niederlage Deutschlands die
Kolonien  nicht  in  die  Freiheit  entlassen,  sondern  an  andere  Mächte
abgegeben wurde, werden die imperialistischen Interessen, wie Ressourcen,
territoriale  Erweiterung  und  die  Schaffung  neuer  Absatzmärkte,
offensichtlich. Anders als bürgerliche Regierungen und Parteien hielten die
Bolschewiki  ihr  Wort  auch  nach  der  Oktoberrevolution.  Das  neue
Sowjetrussland unter den Bolschewiki forderte noch im Oktober die anderen
Mächten  auf,  in  Verhandlungen  zu  treten,  und  schloss  bald  einen
verlustreichen  aber  notwendigen  Frieden.  Sie  bedienten  sich  also  der
revolutionären  Kriegstaktik,  auch  revolutionärer  Defätismus  genannt.
Verkürzt besagt diese, dass im Falle eines Krieges zwischen imperialistischen
Mächten  Revolutionär_Innen  für  die  Niederlage  aller  Imperialist_Innen
eintreten sollten und damit vor allem dem eigenen Staat den Kampf ansagen.
Ihre konsequente Haltung zum Krieg führte zusätzlich dazu, dass eine neuen
Internationale her musste. Dies ergab sich aus dem Verhalten von SPD und
den  sozialdemokratischen  Parteien  anderer  Länder  im  Jahr  1914:  Sie
stimmten nämlich für die Kriegskredite für den 1. Weltkrieg und verrieten
somit sämtliche Ideale und die internationale Arbeiter_Innenklasse.

Was lernen?
Gleichzeitig  mit  der  entscheidenden Bedeutung für  den Klassenkampf  in
Russland  haben  die  Aprilthesen  einen  großen  Fortschritt  in  der
marxistischen Theorie bedeutet. Vorher nahm man an, dass eine Revolution
in den bereits fortgeschrittenen Ländern wie Deutschland oder Frankreich
stattfinden würde, da diese schon eine bürgerliche Herrschaft hatten. Nicht
aber im zaritischen Russland. Dass Lenin erkannt hat, dass man nicht einfach
nur  bei  der  Ferbuarrevolution  stehen  bleiben  kann,  sondern  den
imperialistischen Krieg nutzen muss,  um ihn in  einen Bürger_Innenkrieg
umzuwandeln und das Proletariat an die Macht zu bringen, ermöglichte die
Oktoberrevolution. In „Die Permanente Revolution“ geht Trotzki detailliert
darauf ein, warum sowas wie unterschiedliche gesellschaftliche Etappen, die
starr aufeinanderfolgen, nicht immer möglich und nötig sind. Darüber hinaus
zeigen uns die Aprilthesen, wie wichtig es ist, ein revolutionäres Programm



zu erarbeiten, dass auf die Fragen der Zeit eine revolutionäre Antwort gibt.
Hätte  man  nicht  diese  Losungen  aufgestellt,  in  den  Räten  gegen  die
Regierung gekämpft und weiter standhaft gegen den Krieg agitiert, wäre die
Oktoberrevolution nicht möglich gewesen. Deswegen ist ein revolutionäres
Programm, dass man in der Praxis überprüft und weiterentwickelt, wichtig.
Gute Forderungen müssen aber immer einher gehen mit guter Praxis und
einer Organisation, die sie durchsetzen kann.

Wie  kämpfen  gegen  den
Rassismus?

Dilara Lorin
AFD in Deutschland, FPÖ in Österreich, Front National in Frankreich, PIS in
Polen, Trump in der USA, und Temer in Brasilien. Wir befinden uns in einem
internationalen Rechtsruck und die Ausmaße werden immer deutlicher: Sein
es angezündete Flüchtlingsheime in Sachsen oder rassistische Übergriffe auf
Migrant_Innen in Frankreich. Sein es die geschlossenen Grenzen Europas,
die Auffanglager in Libyen oder der dreckige Flüchtlingsdeal mit Erdogan,
die dafür sorgen, dass tagtäglich 1000 flüchtende Menschen im Mittelmeer
leiden, auf illegalen Wegen nach Europa sterben oder in unmenschlichen
Unterkünften leben müssen.

Und auch wenn der aktuelle Strom von Geflüchteten abnimmt: Kriege und
Ausbeutung führen dazu, dass die Fluchtursachen bestehen bleiben. Eher
werden diese noch verschärft. Warum? Obwohl die Weltwirtschaftskrise von
2007/2008 überwunden scheint in Ländern wie Deutschland oder Österreich,
so hat diese doch weltweit Spuren hinterlassen. Andere Staaten haben mit
Massenarbeitslosigkeit und Armut zu kämpfen und insgesamt gibt es seit der
Krise  innerhalb  der  Kapitalist_Innenklasse  eine  Zunahme  von

https://onesolutionrevolution.de/wie-kaempfen-gegen-den-rassismus/
https://onesolutionrevolution.de/wie-kaempfen-gegen-den-rassismus/


Verteilungskämpfen.

Gerade  jene  Schichten,  die  nicht  mit  den  großen  Monopolen  mithalten
können,  haben  Angst,  abzurutschen  –  in  die  Arbeiter_Innenklasse.  Diese
Schichten sind besonders anfällig für rechte Propaganda. Arbeitsplätze? Nur
für  jene,  die  in  dem  Land  geboren  sind.  Investitionen?  Nur  von
Kapitalist_Innen, die schon immer in dem jeweiligen Land waren. Warum?
Weil  Rassismus  ein  Unterdrückungsmechanismus  ist,  um  die  nationale
Wirtschaft  aufrechtzuerhalten.  Geschürt  wird  diese  Ideologie  deshalb
meistens  von  gutsituierten  Bildungsbürger_Innen,  was  das  Klischee
widerlegt, dass Rassismus ausschließlich mit höherer Bildung zu überwinden
sei. Wenn es dann keine klare linke Alternative gibt, dann sprechen diese
Schichten Teile der Arbeiter_Innenklasse an.

Auch in Deutschland hat sich in den letzten drei Jahren die Stimmung zu
einem  immer  offeneren  Rassismus  verändert,  welcher  immer  mehr  in
unserem Alltag Fuß fasst. Auch wenn uns im Kapitalismus immer propagiert
wird, das alle Menschen „gleich“ wären, um das Verhältnis Arbeit gegen
Lohn  zu  erhalten,  braucht  das  System aber  immer  wieder  neue,  billige
Arbeitskräfte. Um diesen Bedarf umsetzten zu können, braucht man einen
gemeinsamen  Feind  von  außen.  Das  sind  in  der  heutigen  Zeit  die
Geflüchteten und Migrant_Innen, speziell Menschen muslimischen Glaubens.

Im Zuge dessen hat die AfD an Stärke und Popularität gewonnen. Und die
Reaktion der anderen Parteien dagegen? Nichts! Während die AfD hetzt,
macht die Regierung die Gesetze, welche Racial Profiling und die immer
häufiger  umgesetzten  Abschiebungen  in  angeblich  sichere  Länder
legitimieren, sowie rechte Übergriffe nicht zur Sprache bringen. Daneben
passen sich auch Parteien, die eigentlich ein anderes Interesse widerspiegeln
sollten, dem Rechtsruck an. Egal ob Maaß aus der SPD oder Wagenknecht
von der Linken. Sie alle benutzen rassistische Forderungen und Äußerungen
und schnüren somit  ein rassistisches Bild in den Alltag ein,  als  wäre es
vollkommen normal und Teil ihrer eigenen Politik. Indem die „etablierten
Parteien“,  anstatt  sich  konsequent  gegen  die  menschenverachtenden
Ideologien von Rechts zu stellen, ihren eigenen Rassismus offen nach außen
trugen, fischten sie nicht nur am rechten Rand, sondern bereiteten der AfD



den direkten Weg in den Bundestag. Im 18. Bundestag werden somit ca. 90
offen rechtspopulistische Abgeordnete sitzen und die Frauenquote sinkt auf
einen Stand von vor 1998.

Was braucht es?
Die Linke befindet sich aktuell in einer starken Defensive. Wir reagieren nur
auf  die  Angriffe  seitens  des  Staates  und  der  Rechten.  Dies  muss
durchbrochen werden, durch eine breite Bewegungen mit Basisstrukturen,
welche eine klare Stellung gegen den Rassismus bezieht,  bundesweit die
Kämpfe  vereint  und  auch  eigene  Forderungen  aufstellt,  wie  die  nach
bezahlbarem Wohnraum für Alle,  der vollen Ausfinanzierung der Bildung,
einem  einheitl ichen  Mindestlohn,  sicheren  Fluchtwegen  und
Staatsbürger_Innenrechte für  Alle.  Basisstrukturen sind am besten,  wenn
man sie an den Orten aufbaut, an denen wir alle die meiste Zeit verbringen:
an  Schulen,  Unis  und  Betrieben.  Dort  können  dann  Aktionen  wie
Vollversammlungen gestartet  werden und Jugendliche und Arbeiter_Innen
können diskutieren und ihre Erfahrungen austauschen. Denn nur als eine
gestärkte, breite Masse können wir Druck auf die Regierung ausüben und
den Rassismus zurück schlagen.

2016 bildeten sich schon Ansätze solcher Bewegungen. Es gründeten sich
Bündnisse wie Aufstehen gegen Rassismus oder Jugend gegen Rassismus,
welche in verschiedenen Städten in Deutschland Refugee Schul- und Uni-
streiks organisierten, an denen bis zu 8 000 Schüler_Innen teilnahmen. Alle
diese Bündnisse sind jedoch eingebrochen oder beschränken sich nur noch
auf lokale Arbeit. Es fehlte vor allem an Rückhalt von den größeren Parteien
und Gewerkschaften wie zum Beispiel die Linke.

Wir als Jugendliche dürfen das nicht zulassen! Wir haben gesehen, wie viele
Menschen und Gruppierungen sich friedlich an den Gegenprotesten zu G20
beteiligt haben, doch im Gegensatz dazu ist die antirassistische Bewegung
größtenteils  zum  Stillschweigen  gekommen.  Das  kann  nicht  sein,  wenn
währenddessen hunderte Menschen wieder zurück in Krieg, Armut und Tod
abgeschoben werden.



In  Nürnberg  demonstrierten  mehr  als  300  Schüler_Innen  gegen  die
Abschiebung  ihres  Freundes  und  mussten  zeitgleich  die  staatlichen
Repressionen  am  eigenen  Leib  ertragen.  Doch  wenn  wir  Jugendlichen
bestimmen,  wie  unsere  Zukunft  aussieht,  reicht  es  nicht,  sich  nur  an
kleineren lokalen Gegenprotesten zu beteiligen. Damit unsere Freund_Innen,
unsere  Klassenkamerad_Innen  und  wir  hier  bleiben  und  die  gleichen
Staatsbürger_Innenrechte genießen dürfen wie alle anderen auch, brauchen
wir eine bundesweite antirassistische Bewegung, bestehend unter anderem
aus Gewerkschaften, Sozialdemokrat_Innen wie SPD und Linkspartei, sowie
anderen linken Organisationen, in welcher wir gemeinsam gegen den immer
stärker  werdenden  Rechtsruck  aufstehen!  Wie  kommen  wir  zu  einer
antirassistischen  Bewegung?  Klar  muss  allen  Organisationen  sein:
Antirassismus ist kein Selbstzweck. Mit der Politik, die man macht, geht es
nicht nur darum, Leute zu gewinnen, es geht darum, Etwas zu tun, was
aktuell dringend nötig ist. Aktuell bedarf es eines bundesweites Bündnisses,
an dem sich alle linken Organisationen beteiligen. Mit großen, gemeinsamen
Mobilisierungen  können  wir  Druck  auf  die  Parteien,  die  sich  auf  die
Arbeiter_Innenklasse  beziehen,  sowie  die  Gewerkschaften  aufbauen.
Daneben ist es wichtig,  dass es eine Kritik-  und Propagandafreiheit  gibt,
denn nur wenn wir uns untereinander auch kritisieren können, können wir
unsere Zusammenarbeit stärken. Warum? In einem Bündnis kann man auch
zusammen mobilisieren, ohne das alle die gleiche Meinung haben müssen.
Aber auch wenn man nicht die gleichen Meinungen hat, muss man darüber
diskutieren,  wenn  man  Fehler  macht  oder  warum  man  bestimmte
Forderungen  vertritt  oder  nicht.

Und daneben? Wir von REVOLUTION treten für den Aufbau einer solchen
Bewegung ein, weil wir glauben, dass wir nur so den steigenden Rassismus
und die aktuelle Abschiebepolitik bekämpfen können. Also werde aktiv und
lass die Zeiten hinter dir, in denen du vor dem Fernseher oder Smartphone
sitzt, die Nachrichten über brennende Flüchtlingsheime oder seit fast drei
Jahren  auf  die  Straße  gehenden  1000  Pegida-Idioten  hörst  und  nichts
dagegen machen kannst! Meld‘ dich bei uns und trage zusammen mit uns
antirassistische Politik an Schulen, Unis, Betriebe und setz‘ dich zusammen
mit uns für den Aufbau einer antirassistischen Bewegung ein!



Die  Uhr  tickt:  Retten  wir,  was
noch zu retten ist!

Christian Mayer
Vom 06. bis 17.11.2017 findet in Bonn der Klimakonferenz COP 23 statt. Die
Abkürzung steht für Conference of the Parties und tagt nun zum 23. Mal.
Im Fokus dieser Konferenzen steht der Klimawandel. Dort sollen Beschlüsse
gefasst werden, um dessen Folgen für die Menschheit abzumildern. Hört sich
jetzt gar nicht so verkehrt an, also warum dagegen auf die Straße gehen?

Viel  Gerede,  keine  Erfolge  oder:  Wie  man
unsere  Erde  tot  redete
Seit den 1990er-Jahren wird über den Klimawandel geredet. Davor wollten
die  Herrschenden  nämlich  nicht  wahrhaben,  dass  das  Überleben  der
Menschheit  akut  gefährdet  sind.  Es  brauchte  erst  das  Atomunglück  von
Tschernobyl 1986, den gesunkenen Öltanker „Exxon Valdez“ im Jahr 1989,
der für eine der größten Ölkatastrophen der Geschichte verantwortlich ist
und viele, große Proteste, damit die Herrschenden gezwungen wurden, sich
mit dem Thema auseinanderzusetzen.

So fand 1997 im japanischen Kyoto eine große Klimakonferenz statt, auf der
erstmals verbindliche Beschlüsse gegen den Klimawandel gefasst wurden.
Unter Anderem sollten bis zum Jahre 2008 die Treibhausgase wie CO2 um
5,2 % gegenüber den Werten von 1990 gesenkt werden. Doch längst nicht
alle  Länder  haben  diesem  Ziel  zugestimmt.  Die  USA  haben  diese
Vereinbarung bis heute abgelehnt und auch Kanada ist im Jahre 2011 aus
diesem Protokoll  wieder ausgestiegen. In den Jahren danach wurde dann
versucht, ein weiteres Abkommen zu schließen, dass tatsächlich alle Länder
verbindlich  dazu  verpflichten  würde,  etwas  gegen  den  Klimawandel  zu
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unternehmen.  Im  Jahre  2015  wurde  nach  zähen,  oft  ergebnislosen
Verhandlungen dann tatsächlich ein Abkommen beschlossen, in dem sich alle
Staaten  dazu  verpflichteten,  etwas  wirklich  wirksames  gegen  den
Klimawandel  und  weitere  Umweltprobleme zu  tun.  Soweit  jedenfalls  die
Theorie. In der Praxis sieht das dann schon ein bisschen anders aus. Da hat
Donald Trump, seines Zeichens amtierender US-Präsident und überzeugter
Gegner des Klima- und Umweltschutzes, kurzerhand den Austritt der USA
aus dem Pariser Klimaabkommen verkündet. (Mehr dazu in unserem Artikel
„Macht Trump die Erde kaputt?„.)

Kurz  zusammengefasst:  Jeder  ernsthafte  Versuch,  ein  solches Abkommen
zustande zu bringen, scheiterte am Widerstand der USA, Chinas, Indiens und
anderer Staaten, deren herrschende Klasse lieber auf Wirtschaftswachstum
zu Lasten der Umwelt setzten statt auf Umweltschutz.
Die Folgen: Allein die Verschmutzung des Wassers in Indien ist so stark, dass
jährlich 2 000 000 (in Worten zwei Millionen!) Menschen daran sterben.

Und was soll Bonn verändern?
Gute Frage. So genau ist sich die Konferenz da auch nicht sicher. Übrigens:
die  Klimakonferenz  sollte  dieses  Jahr  auf  den  Fidschi-Inseln  im  Pazifik
stattfinden. Diese sind aber zu klein um eine solche Konferenz abzuhalten,
deswegen wurde sich auf Bonn geeinigt. Praktisch für Deutschland: Einmal
mehr kann man sich als das „grüne Vorzeigeland“ präsentieren und der Welt
demonstrieren,  was  denn schon alles  im Kampf  gegen den  Klimawandel
bisher erreicht, sowie umgesetzt wurde. Ein bisschen zynisch, wenn man an
den immer weiter ausufernden Diesel-Skandal der deutschen Autoindustrie
denkt, an die Tonnen an Schadstoffen, die durch die Braunkohleverbrennung
in die Luft gejagt werden, oder daran, dass wir – seit über 6 Jahren – zwar
vom Atomausstieg reden, das aber erst 2022 möglich sein wird und selbst
das noch nicht mal heißt, dass die Atomkraftwerke endgültig abgeschaltet
werden.
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Aktiv werden statt labern!
Die  Ausgangslage  ist  also  beschissen.  Unsere  Lebensgrundlage  wird
systematisch zerstört  und die Politiker_Innen reden nur leere Worte,  die
großen Unternehmen denken nur an ihren Profit. Was können wir also tun?
Wir müssen aktiv werden und unsere Zukunft in unsere Hand nehmen! Im
November  gehen  wir  in  Bonn  auf  die  Straße,  um  gegen  leere
Versprechungen und lose Absprachen zu demonstrieren. Wenn wir noch ein
bisschen länger auf diesem Planeten leben wollen, müssen wir jetzt sofort
etwas ändern.

Deswegen fordern wir:

Umstellung des  Verkehrssystems vom Individualverkehr  zu  einem
integrierten öffentlichen Verkehrssystem – her mit einem kostenlosen
Nahverkehrsnetz,  sowie  der  Entwicklung  eines  nachhaltigen
Warentransportsystems!
Umstellung  der  Nahrungsmittelproduktion  auf  ein  System
ökologischer  Nachhaltigkeit,  das  sich  an  den  Interessen  der
Arbeitenden auf dem Land und in der Lebensmittelproduktion sowie
den Konsument_Innen orientiert.
Planmäßiger  globaler  Ausstieg  aus  der  Nutzung  fossiler
Energieträger,  dazu  massiver  Ausbau  erneuerbarer  Energien  auf
Kosten  der  Energiekonzerne.  Ausbau  der  Forschung  zur
emissionsneutralen  Produktion  und  Energieversorgung.

Das alleine reicht uns aber nicht. Um den Klimawandel zu stoppen, müssen
wir  seine  Ursache  an  der  Wurzel  packen.  Das  sind  nicht,  wie  oftmals
dargestellt,  die  Konsument_Innen.  Es  ist  unsere  Art  und  Weise  zu
produzieren. Statt um die Bedürfnissen der Menschheit geht es um mehr,
mehr  und  nochmals  mehr  Profite.  Weder  NGOs,  noch  10  weitere
Klimakonferenzen werden das ändern.  Auch nicht  die  „freie“  Wahl  jedes
einzelnen, den Müll zu trennen oder Strom zu sparen. Deswegen müssen wir
uns gut organisieren. Als REVOLUTION denken wir, dass es notwendig ist,
die  großen Konzerne  zu  enteignen  und unter  Arbeiter_Innenkontrolle  zu
stellen, damit endlich nach den Bedürfnissen Aller und nicht für die Profite



von Wenigen produziert wird. Das können wir aber nicht alleine schaffen.
Also, wenn auch du genug von der Umweltzerstörung und dem endlosen
Gelaber  von  Klimagipfeln  hast,  auf  denen  nix  Vernünftiges  rauskommen
kann, dann schließ‘ dich uns an und komm mit uns zu den Gegenaktionen zur
Klimakonferenz  im  November  in  Bonn.  Unsere  Zukunft  liegt  in  unseren
Händen, also lasst uns retten, was noch zu retten ist!

 

Gute Frage,  gute Antwort:  Was
ist  eine  bürgerliche
Arbeiter_Innenpartei?
Ja, so komisch wie dieses Wort klingt, ist es auch: Eine Arbeiter_Innenpartei
versucht,  durch  Klassenkampf  die  Masse  der  Lohnabhängigen  zu
organisieren und sie davon zu überzeugen, dass eine befreite Gesellschaft
nur  durch  Abschaffung  des  Kapitalismus  aufgebaut  werden  kann.  Eine
bürgerliche  Partei  macht  das  Gegenteil  davon.  Sie  fühlt  sich  wohl  im
Kapitalismus und versucht, ihn zu erhalten wie beispielsweise die CDU, die in
Deutschland ganz klar die Interessen der herrschenden Klasse vertritt. Der
Charakter  einer  Partei  bestimmt  sich  also  dadurch,  für  welche
Eigentumsverhältnisse  sie  kämpft.

Was  ist  dann  aber  eine  bürgerliche  Arbeiter_Innenpartei?  Zum  einen
verteidigt diese die bürgerlichen Eigentumsverhältnisse. Zum anderen hat
sie  aber  eine  „organische“  Verbindung  zur  Arbeiter_Innenklasse:  also
Verbindungen  zu  den  Gewerkschaften  und  ein  Großteil  ihrer
Wähler_Innenschaft  sowie  der  Mitgl iedschaft  gehören  der
Arbeiter_Innenklasse  an.  Oftmals  sind  diese  Parteien  aus  Kämpfen
entstanden, wo klar wurde, dass es über die Gewerkschaften hinaus eine
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politische  Interessenvertretung  braucht.  Sie  vertreten  auch  oftmals  die
bessergestellte  Schicht  von  Lohnabhängigen,  der  sogenannten
„Arbeiter_Innenaristokratie“. Hierzulande sind SPD und Linkspartei Beispiele
für solche Parteien. Sie stützen sich auf die Arbeiter_Innenklasse, machen
aber trotzdem eine bürgerliche, pro-kapitalistische Politik.

 


